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§ 69 SchulG — Beforderung der Schiilerinnen und Schiiler

(1) Den Landkreisen und kreisfreien Stadten obliegt es als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung fiir die
Beférderung der Schilerinnen und Schiler zu den in ihrem Gebiet gelegenen Grundschulen und
Forderschulen zu sorgen, wenn die Schilerinnen und Schiler ihren Wohnsitz in Rheinland-Pfalz haben und
ihnen der Schulweg ohne Benutzung eines Verkehrsmittels nicht zumutbar ist. Das Gleiche gilt fur die
Beférderung

1. zu der nachstgelegenen Realschule plus in der jeweiligen Schulform,

2. zuder nachstgelegenen Sekundarstufe | der Integrierten Gesamtschulen, der Gymnasien, an denen
die allgemeine Hochschulreife nach zwdlf Jahren erworben wird, und der Gymnasien, an denen die
allgemeine Hochschulreife nach 13 Jahren erworben wird, sowie

3. von Schilerinnen und Schilern mit sonderpadagogischem Fdrderbedarf zu der nach § 59 Abs. 4
Satz 3 festgelegten Schule.

Wird eine Schule auBerhalb von Rheinland-Pfalz besucht, trdgt der Landkreis oder die kreisfreie Stadt, in
deren Gebiet die Schilerin oder der Schiler den Wohnsitz hat, die Beférderungskosten.

(2) Der Schulweg ist ohne Benutzung eines Verkehrsmittels nicht zumutbar, wenn er besonders geféhrlich ist
oder wenn der klrzeste nicht besonders gefahrliche FuBweg zwischen Wohnung und Grundschule l1&anger als
zwei Kilometer, zwischen Wohnung und Realschule plus, Integrierter Gesamtschule oder Gymnasium langer
als vier Kilometer ist. FUr Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Férderbedarf gilt Satz 1
entsprechend; fir die Zumutbarkeit des Schulwegs sind unabhangig von der jeweils besuchten Schulart auch
Art und Grad der Behinderung maBgebend.

(3) Beim Besuch einer anderen als der nachstgelegenen Schule nach Absatz 1 Satz 2 werden Kosten nur
insoweit Ubernommen, als sie bei der Fahrt zur ndchstgelegenen Schule zu Ubernehmen wéren. Bei der
Feststellung der nachstgelegenen Schule sind nur Schulen mit der gewahlten ersten Fremdsprache zu
beriicksichtigen. Wegunterschiede bis zu finf Kilometer bleiben auBer Betracht. Eine Schule, die zur Zeit der
Aufnahme der Schiilerin oder des Schilers die nachstgelegene ist, gilt auBer bei einem Wechsel des
Wohnortes fir die Dauer des Schulbesuchs als die nachstgelegene Schule.

(4) Die Aufgabe wird vorrangig erfiillt durch die Ubernahme der notwendigen Fahrkosten fiir éffentliche
Verkehrsmittel. Soweit zumutbare 6ffentliche Verkehrsverbindungen nicht bestehen, sollen Schulbusse
eingesetzt werden. Kosten anderer Beférderungsmittel missen nur bis zu der Héhe Gbernommen werden,
wie sie nach Satz 1 entstehen wirden.

(5) Beim Einsatz der Schulbusse ist sicherzustellen, dass die Zahl der zulassigen Stehplatze nur auf kiirzeren
Strecken und nur bis zu 70 v. H. genutzt wird. Bei der Beférderung von Schiilerinnen und Schilern mit
sonderpadagogischem Fdrderbedarf ist fur Begleitpersonen zu sorgen, wenn dies nach Art und Grad der
Behinderung notwendig ist.
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(6) Fahrplan und Linienfiihrung im Rahmen der Beférderung der Schilerinnen und Schiler legt der Landkreis
im Benehmen mit den Gemeinden und Verbandsgemeinden fest, aus deren Gebiet Schilerinnen und Schiler
zu beférdern sind. Er soll den Schulelternbeiraten und den Schulleiterinnen und Schulleitern Gelegenheit zur

Stellungnahme geben. Die Satze 1 und 2 gelten fir die kreisfreien Stadte entsprechend.

(7) Der Landkreis kann die Aufgabe durch &éffentlich-rechtlichen Vertrag ganz oder teilweise einer
Verbandsgemeinde oder einer verbandsfreien Gemeinde Ubertragen. Bei Férderschulen mit groBem
Einzugsbereich soll der Landkreis oder die kreisfreie Stadt mit den Landkreisen und kreisfreien Stadten, in
deren Gebiet die Schilerinnen und Schiler wohnen, eine Beteiligung an den Kosten der Beférderung
vereinbaren. Die Beteiligung kann bis zur Halfte der auf den Landkreis oder die kreisfreie Stadt entfallenden
Kosten betragen. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, kann ein betroffener Landkreis oder eine
betroffene kreisfreie Stadt die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion um Entscheidung anrufen. Die
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion ist vor einer Entscheidung gehalten, auf eine gitliche Regelung
hinzuwirken.

(8) Far Schilerinnen und Schler

1. der Sekundarstufe Il der Gymnasien und Integrierten Gesamtschulen,

2. inden Vollzeitbildungsgangen der Fachschulen, fir deren Besuch eine abgeschlossene
Berufsausbildung nicht zwingend erforderlich ist,

3. inden Vollzeitbildungsgangen der Berufsfachschulen und
4. der beruflichen Gymnasien, der Fachoberschulen und der Berufsoberschulen

gelten die fir die Schilerinnen und Schiiler der Realschulen plus in den Absétzen 1, 2, 3 Satz 1 und Absatz 4
Satz 1 und 3 getroffenen Regelungen entsprechend. Voraussetzung ist, dass eine Einkommensgrenze nicht
Uberschritten wird, deren Ausgestaltung das fachlich zustandige Ministerium unter Berlcksichtigung der
sozialen Belastbarkeit der Betroffenen im Einvernehmen mit dem fiir das Kommunalrecht zustandigen
Ministerium durch Rechtsverordnung regelt. Es soll ein angemessener Eigenanteil erhoben werden. Fir
Schiilerinnen und Schiiler der Berufsfachschulen | und Il gelten die fir Schiilerinnen und Schiiler der
Realschulen plus getroffenen Regelungen mit Ausnahme von Absatz 4 Satz 2 entsprechend. Fir
Schiilerinnen und Schdler im Berufsvorbereitungsjahr mit Vollzeitunterricht gelten die fir die Schilerinnen und
Schiler der Realschulen plus getroffenen Regelungen mit Ausnahme von Absatz 4 Satz 2 entsprechend mit
der MaBgabe, dass die Schilerbeférderung bis zu der Schule gewéhrleistet wird, in deren Schulbezirk sie
wohnen ( § 62 Abs. 3 ); das Gleiche gilt fir Schiilerinnen und Schdler, die weder in einem
Berufsausbildungsverhéltnis noch in einem Beschéftigungsverhaltnis stehen und einen besonderen
Teilzeitunterricht der Berufsschule besuchen, soweit sie keine Férderung nach sonstigen landes- oder
bundesrechtlichen Vorschriften erhalten.

(9) Fir Schiilerinnen und Schiler, die Integrierte Gesamtschulen besuchen, fir die ein Einzugsbereich nach

§ 93 gebildet ist, besteht eine Beférderungspflicht nur, soweit sie im Einzugsbereich wohnen, es sei denn, die
jeweilige Schule ist bereits vor der Bildung des Einzugsbereiches besucht worden.

2 © 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lénder, 7.05.2024



	© 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Länder, 7.05.2024

